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27. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt;

am 30./31. Mai 2002 in Salzwedel

TOP 1
Erwartungen an die Landespolitik
Von Innenminister Jeziorsky ist Interesse an einer Liste mit Deregulierungsvorschlägen signalisiert worden. In Zusammenarbeit mit dem SGSA hat die Geschäftsstelle nunmehr die Koalitionsvereinbarung ausgewertet und solche Themen aufgegriffen, die zu einer Einnahmeverbesserung oder zu Aufgabenentlastungen der Kommunen beitragen können. Dabei haben wir auch Vorschläge wieder aufgegriffen, die in den vergangenen Jahren erfolglos der bisherigen Landesregierung gegenüber gemacht wurden. 

Die als Anlage beigefügte Liste besteht aus drei Körben. Im ersten Korb sind solche Deregulierungsvorschläge aufgenommen, die relativ schnell gesetzlich umgesetzt werden können, im zweiten Korb solche, die die Landesregierung selbst (ohne Parlamentsbeteiligung) unverzüglich umsetzen kann, im dritten Korb solche, die einer gründlicheren Bearbeitung bedürfen. 

Im Landräteseminar soll diese Liste erörtert werden; wir bitten um Vertraulichkeit. 

22.05.02

Vermerk

Betr.:
Deregulierungsliste
Aus den Stellungnahmen der kommunalen Spitzenverbände in den vergangenen Jahren, insbesondere zu den Haushaltsbegleitgesetzen 1998, 1999 und 2002 sowie zur Funktionalreform sind folgende Deregulierungen der Landesregierung vorzuschlagen, die zu erheblicher Entlastung der Kommunalverwaltungen im Verwaltungsvollzug bzw. zu Einnahmeverbesserungen führen:

1. Korb: gesetzlich sofort mögliche Deregulierungen

1.1 VerwKostG: 

a) Wiedereinführung der Gebührenfreiheit für Leistungen der Kataster- und Vermessungsverwaltung für Kommunen in den Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises (Aufhebung der Änderung im Rahmen des HHBegleitG 1999) 

b) Aufhebung des Privilegs der Landesbehörden in § 2 Abs. 1 Nr. 1 auf Gebührenfreiheit (verstärkt den Zwang zum Aufgabenmanagement in den Landesbehörden)

1.2 Landes-Vergabegesetz aufheben (Reduzierung des Verwaltungsaufwands; verfassungsrechtliche Bedenklichkeit; schnellere Investitionen)

1.3 Landes-Behinderten-Gleichstellungsgesetz aufheben (Konkurrenz zum Bundesrecht, das vorrangig ist; Abbau von Rechtsunsicherheit in den Kommunen; Gleichbehandlung aller Behinderten in Deutschland)

1.4 Einvernehmen in § 8 Abs. 1 Satz 1 und 2 Denkmalsschutzgesetz durch Benehmen ersetzen (schnellere Entscheidungen; Anerkennung der fachlichen Kompetenz der unteren Denkmalschutzbehörden; Entlastung der Fachämter) 

1.5 Naturschutzgesetz:

a) Reine Benehmensregelung bei Eingriffsentscheidungen durch Streichung des § 10 Abs. 2 Satz 2 NatSchG LSA wieder einführen (schnellere Entscheidungen, Entlastung der Behörden); 

b) Streichung von § 26 Absatz 6 Satz 2 NatSchG LSA (Deregulierung, Ersparnis in der oberen NatSchBehörde), 

c) Streichung von § 51a und 52 NatSchG (Deregulierung betr. Verbändeanhörung) und Einführung entsprechender Regelungen nach §§ 60, 61 BNatSchG vom 25.03.2002 (Chancengleichheit für Standort Sachsen-Anhalt) 

1.6 § 4 Abs. 3a KAG aufheben (Kostenpflicht für Widerspruchsentscheidungen wieder einführen, bewirkt Entlastung der Behörden von gedankenlos eingelegten WS; Gleichbehandlung aller Widerspruchsführer), 

1.7 Im Landes-Bodenschutzgesetz Vereinheitlichung der bodenschutzbehördlichen Zuständigkeiten bei den unteren Bodenschutzbehörden auch für Flächen, für die eine Altlastenfreistellung genehmigt ist (Vermeidung von Doppelarbeit, da die unt. Behörden derzeit der Altlasten-Anstalt zuarbeiten und mit ihnen zusammenarbeiten müssen)

1.8 Änderung des Landesplanungsgesetzes: Verlagerung der Aufgaben der oberen RO-Behörde auf die unteren (Vermeidung von Doppelarbeit, damit schnellere Stellungnahmen in Bauleitplanverfahren)

1.9 Gemeindeordnung: 

a) Streichung der Pflicht zur zweimaligen Lesung des kommunalen Haushaltsplanes in § 94 Abs. 1 GO

b) Streichung des § 118 Abs. 4 GO (überflüssige Vorgabe)

c) Streichung des § 132 GO (Programmprüfung); die Kommunen können selbst entscheiden, ob und wie sie eine Programmprüfung vornehmen 

d) Wiedereinführung des bis zur letzten Änderung geltenden Inhalts von § 123 GO (Vorlage- und Anzeigepflicht)

1.10 Ermöglichung von Zusammenarbeit benachbarter freiwilliger Feuerwehren in § 2 Abs. 2 Nr. 1 BrSchG zur Vermeidung unbezahlbarer Ausstattungsverpflichtungen

1.11 Frauenfördergesetz 

a) Aufhebung von § 20 Pflicht zur Aufstellung von kommunalen Frauenförderplänen (die Quote der Frauen in den Verwaltungen ist überproportional hoch, so dass besondere Förderung nicht zwingend notwendig ist; Vermeidung erheblichen Aufwands)

b) Aushebung von § 20a, 20b Zusätzliche Regelungen für Auftragsvergaben (Deregulierung auch zur Beschleunigung der Investitionen)

1.12 Strukturelle Wiedereinführung der Berechnungsgrundlagen für die Finanzzuweisungen im Finanzausgleichsgesetz wie vor der letzten Änderung im HHBeglG 2002, dabei zugesagte Investitionspauschale einarbeiten (50 Mio. EUR), im übrigen Kostenneutralität für den Landeshaushalt, aber Verlässlichkeit für die nächsten Jahre

1.13 Bildungsfreistellungsgesetz aufheben (Entlastung der Betriebe)

1.14 Einführung einer Ermessenvorschrift in § 34 Abs. 1 LHO, der es ermöglicht, auf die Geltendmachung von Forderungen zu verzichten, deren Beitreibung einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordert, zusammen mit einer entsprechenden Ergänzung der Ziff. 4.7 der VV zu § 34 LHO hinsichtlich der Beitreibung von Verzugszinsen (um die Verwaltungsbehörden bei der Verfolgung von Erstattungsansprüchen nach dem UVG zu entlasten)

2. Korb: untergesetzlich sofort mögliche Regierungsentscheidungen

2.1 Verpflichtung aller Ressorts, die Gesetzesfolgenabschätzung ab sofort konsequent durchzuführen (Änderung der GO LReg)

2.2 Öffnung der GO LReg dahin, dass die Ressorts ermächtigt werden, Regelungsvorhaben frühzeitiger mit den kommunalen Spitzenverbänden auf finanzielle, verwaltungsorganisatorische bzw. Selbstverwaltungsbetroffenheit erörtern können

2.3 Verzicht auf eine Verwendungsnachweisprüfung durch kommunale Rechnungsprüfungsämter in den VV LHO

2.4 Kabinettsentscheidung, alle untergesetzlichen Berichtsanforderungen zu einzelnen Verwaltungsvorgängen von Aufsichtsbehörden aufzuheben 

2.5 Novellierung der DVO EBG mit dem Ziel, die Abrechnung von Fördermitteln zu vereinfachen

2.6 Novellierung der KiBeG VO und ihrer Durchführungsvorschriften 

2.7 Lernmittelkostenfreiheit am Bedarf ausrichten

2.8 Aufhebung der Verordnung zur Sicherung und Nutzung von Sporteinrichtungen 

2.9 Aufhebung der Bagatellgrenze für Kleinbeträge in § 34 GemHVO, damit die Kommunen entsprechend den eigenen Erfordernissen eine Bagatellgrenze bestimmen können

2.10 Sofortige Aktualisierung der Allgemeinen Gebührenordnung (AllGO) und der BauGebO sowie Anpassung der VollstreckungskostenVO
2.11 Deregulierung der MindAusrVO-FF entspr. den Vorschlägen der KSpV zum HHBeglG 1999

2.12 Streichung der im Erlasswege ergangenen Vorschriften zur Umsetzung des Aufnahmegesetzes zur Vorlage von zahlungsbegründenden Unterlagen (Pauschalierung rechtfertigt das nicht), Auszahlung von 100 % der Pauschalen (Rückforderungsmöglichkeit ist gegeben); Aufhebung der Aufenthaltsstatistik

2.13 Deregulierung der Zusammenarbeit der Behörden bei Genehmigungen nach dem Grundstücksverkehrsgesetz und dem Landpachtgesetz
3. Korb: gründlicher zu erarbeitende Gesetzesvorhaben

3.1 Vermessungsaufgaben vollständig privatisieren

3.2 Novellierung des Kommunalen Wirtschaftsrechts unter Beachtung der EU-Vorgaben

3.3 Flexibilisierung der Kinderbetreuung und Verantwortungsverlagerung auf die Gemeinden im KiBeG

3.4 Deregulierung und angemessene Finanzausstattung im ÖPNV-Gesetz (Klage); Schienennahverkehrsplanung beim Land belassen, Abstimmung mit den kommunalen Aufgabenträgern verbessern

3.5 Einführung der Übernahme der Leistungen für Entschädigungen im Naturschutzgesetz durch das Land (übertr. Wirkungskreis)

3.6 Einführung der Übernahme der Entschädigungsleistungen durch das Land im Bodenschutzgesetz

3.7 Novellierung des KAG auch mit dem Ziel der mehrjährigen Verrechnung von Überschüssen und Unterdeckungen in den Gebührenhaushalten 

3.8 SchulG Novelle bzgl. Schulaufsichtsverwaltung, Verselbständigung der Schulen, schulformbezogene Förderst, bei Einführung der Regelzuständigkeit der Gemeinden für Sekundarschulen gesetzlichen Eigentumsübergang 

3.9 Kommunalisierung der überörtlichen Sozialhilfe

3.10 Umsetzung der Funktionalreform

3.11 Deregulierung der VV zu § 44 LHO

3.12 Deregulierung des Personalvertretungsgesetzes

3.13 Verzicht auf die Pflicht des Öff. Gesundheitsdienstes zur Zusammenarbeit und Koordinierung (§ 3), die Pflicht zum umweltbezogenen Gesundheitsschutz (§ 6), den Kinder- und Jugendgesundheitsdienst (§ 9) und die Gesundheitsberichterstattung (§ 11) als Deregulierung wegen Doppelregelung (§§ 6 und 9) bzw. Wirkungslosigkeit (§ 3)

3.14 Nebentätigkeitsrecht im Beamtengesetz deregulieren

(Vom Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt werden ggf. einige weitere Vorschläge kommen)
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